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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend, 
Familie und Integration 

Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, 
Florian Streibl, Dr. Hans Jürgen Fahn u.a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 17/9189 

Bürgerschaftliches Engagement zur Chefsache 
machen - Amt des Ehrenamtsbotschafters oder 
Ehrenamtsbeauftragten neu besetzen 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung in folgender Fassung: 
 

„Die Staatsregierung wird aufgefordert, zu prüfen, 
ob und in welcher Form das Amt des Ehrenamts-
botschafters für Bürgerschaftliches Engagement 
weitergeführt werden kann, um dem Auftrag der 
Verfassungsänderung zu entsprechen.“ 

Berichterstatter: Dr. Hans Jürgen Fahn 
Mitberichterstatter: Dr. Gerhard Hopp 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Arbeit 
und Soziales, Jugend, Familie und Integration 
federführend zugewiesen. Der Ausschuss für 
Staatshaushalt und Finanzfragen hat den An-
trag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag 
in seiner 43. Sitzung am 18. Februar 2016 be-
raten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
in der in I. enthaltenen Fassung Z u s t i m -
m u n g  empfohlen. 

 

 

 

 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanz-
fragen hat den Antrag in seiner 100. Sitzung 
am 9. März 2016 mitberaten und mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Enthaltung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
der Beschlussempfehlung des federführenden 
Ausschusses zu g e s t im m t  mit der Maßga-
be, dass nach dem Wort „Engagement“ die 
Wörter „wie bisher im Rahmen der Kriterien 
„ehrenamtlich, unentgeltlich und unter organi-
satorischer Zuordnung zum Staatsministerium 
für Arbeit und Soziales, Familie und Integrati-
on““ eingefügt werden. 

Joachim Unterländer 
Vorsitzender 

 


